
 
Stadt Markneukirchen -, d. 10.10.2023 
 
 

Protokoll 

der Sitzung des Verwaltungsausschusses der Stadt  
Markneukirchen am 18.09.2023 
 
Beginn: 17.00 Uhr Ende:  18.16 Uhr 

anwesend:   
Herr Meinel, T.  (parteilos) 
Herr Gumprecht, St.  (FW) ab 17.01 Uhr 
Herr Worbs, A.  (FW) 
Herr Jacob, R.   (CDU)  
Herr Jorschick, H.  (CDU) 
Herr Voigt, St.  (FDP/SPD) 
Herr Schlesinger, S.  (AfD) 
 
entschuldigt: 
Herr Keller, St.  (FDP/SPD) 
Herr Uebel, Ch.  (CDU) 
 
weiter anwesend: 
Frau Böttcher   (OV Wohlhausen) 
Herr Tschiche, R.   (beratendes Mitglied) 
Frau Geuther   (Leiterin Kämmerei) 
Frau Persigehl   (Leiterin Hauptamt) 
Frau Spoler   (SB Sekretariat/Sitzungsdienst) 
 
 
TAGESORDNUNG: 

- öffentlicher Teil - 
TOP 1  Eröffnung der Sitzung, Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung sowie der Anwesenheit und 

Beschlussfähigkeit 
 
TOP 2 Bestätigung des Protokolls der Sitzung des Verwaltungsausschusses vom  
 21. August 2023 
 
TOP 3 Beschlussvorlage 76/2023 
 Planungsvereinbarung mit dem Landesamt für Straßenbau und Verkehr für den Ausbau Knoten B 283 in 

Markneukirchen 
 
TOP 4 Beschlussvorlage 73/2023 
 Polizeiverordnung der Stadt Markneukirchen gegen umweltschädliches Verhalten und Lärmbelästigung, 

zum Schutz von öffentlichen Beeinträchtigungen sowie über das Anbringen von Hausnummern 
 
 



TOP 5 Beschlussvorlage 74/2023 
 Zuschlag zur Verkaufsausschreibung von Rohbauland am Wasserlohgäßchen in Markneukirchen 
 
TOP 6 Beschlussvorlage 77/2023 
 Verkaufsausschreibung der Kirchsteig-Turnhalle in Markneukirchen 
 
TOP 7 Informationen/Sonstiges 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- öffentlich - 

TOP 1 - Eröffnung der Sitzung, Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung sowie der Anwesenheit und 
Beschlussfähigkeit 

 
Der Bürgermeister Herr Meinel eröffnet die Sitzung, stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie Anwesenheit und 
Beschlussfähigkeit fest. Er bittet um Streichung des Tagesordnungspunktes 6, Beschlussvorlage 77/2023 - 
Verkaufsausschreibung der Kirchsteig-Turnhalle in Markneukirchen, aufgrund einer fehlenden Stellungnahme. 
Die Beschlussvorlage werde zu einem späteren Zeitpunkt behandelt, erläutert Herr Meinel. Es besteht 
Einverständnis seitens der Mitglieder des Verwaltungsausschusses, die Tagesordnung wird in der geänderten 
Form einstimmig bestätigt. 
 
 
TOP 2 Bestätigung des Protokolls der Sitzung des Verwaltungsausschusses vom 21. August 2023 

Zum Protokoll der Sitzung vom 21. August 2023 gibt es seitens der Mitglieder des Verwaltungsausschusses 
keine Hinweise oder Ergänzungen. Das Protokoll wurde bestätigt.  
 
Her Gumprecht nimmt ab Tagesordnungspunkt 2 an der Sitzung des Verwaltungsausschusses teil. 
 
Abstimmung zum Protokoll vom 21.08.2023: 

 Ja: 3 Nein: 0 Enth.: 4 
 
 
TOP 3 Beschlussvorlage 76/2023 
 Planungsvereinbarung mit dem Landesamt für Straßenbau und Verkehr für den Ausbau Knoten B 283 in 

Markneukirchen 
 
Herr Meinel erklärt, dass das Landesamt für Straßenbau und Verkehr (LASuV) die Vorplanung für den Ausbau 
Knoten B 283 vorgestellt habe. Herr Meinel führt aus, dass im Rahmen der Planung des Kreuzungsbaus an der B 
283 in Markneukirchen es erforderlich sei, eine Planungsvereinbarung mit einem entsprechenden 
Kostenteilungsschlüssel abzuschließen. Da im Rahmen der Gesamtmaßnahme auch der Ausbau kommunaler 
Infrastruktur erfolge, sei dies notwendig. Der Kostenteilungsschlüssel ergebe sich aus dem 
Fernstraßenverkehrsgesetz und aus den vorhandenen Straßenbreiten. 
Nach der vorherigen Planungsvereinbarung habe der städtische Anteil 37,3 % der Gesamtkosten betragen, 
erklärt Herr Meinel. Gegenwärtig liege der Anteil der Stadt der Gesamtkosten bei 33,33 %. Wie die Finanzierung 
sich in der Zukunft gestalte, sei im Moment nicht vorhersehbar. 
Für den kommunalen Anteil können nach derzeitigem Stand über die Richtlinie des Sächsischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr für die Förderung von Straßen- und Brückenbauvorhaben 
kommunaler Baulastträger (FRL KStB) Fördermittel beantragt werden. Der Fördermittelsatz beträgt derzeit  
80 %. 
Der Bürgermeister führt aus, dass die Planungsvereinbarung bereits jetzt erfolge, da möglichst im nächsten Jahr 
der Abbruch des Gebäudes Steinknock erfolgen soll. Hier sei die Beteiligung des LASuV an den Abbruchkosten 
vorgesehen, so Herr Meinel. 
 
Außerdem seien im Landesbrachenprogramm derzeit Gelder eingestellt, erklärt Herr Meinel. Aus diesem Grund 
sei auch die Erstellung des Brachenkonzeptes erfolgt. 
 
Der Bürgermeister geht davon aus, dass der städtische Anteil der Kosten für den Abbruch des Gebäudes Am 
Steinknock unter Berücksichtigung des Kostenteilungsschlüssels ca. EUR 15.000 betragen werde. 



Der Abbruch des Gebäudes sei komplex, da sich ein unterirdischer Hohlraum unter dem Gebäude befinde. 
Aufgrund des Hohlraumes sei das Sächsische Oberbergamt in dieses Abbruchverfahren involviert. Nach Aussage 
von Herrn Meinel, sei eine separate Vermessung des Hohlraumes notwendig und eine Erklärung, mit welchem 
Material der Hohlraum verfüllt werde. 
 
Herr Voigt, St. erkundigt sich, ob die Vorplanung wie in der Vorstellung erfolgen werde. Er ist der Meinung, dass die 
Brückenbauwerke zu überdimensioniert seien. 
Der Bürgermeister erklärt, dass die Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde ergeben habe, dass das 
Brückenbauwerk des Ebersbaches zu minimal geplant worden sei. Es werde ein Brückenbauwerk mit einer 
lichten Weite von 16.50 m errichtet. Herr Meinel erklärt, es bestehe Handlungsbedarf, da die Brückenbauwerke 
eine freiliegende Bewehrung aufweisen. 
 
Abstimmung darüber, die Beschlussvorlage 76/2023 dem Stadtrat zur Beschlussfassung zu empfehlen: 

 Ja: 6 Nein: 0 Enth.: 1 

 
 
TOP 4 Beschlussvorlage 73/2023 
 Polizeiverordnung der Stadt Markneukirchen gegen umweltschädliches Verhalten und Lärmbelästigung, 

zum Schutz von öffentlichen Beeinträchtigungen sowie über das Anbringen von Hausnummern 
 
Der Bürgermeister erklärt, die Erneuerung der Polizeiverordnung sei etwas in Verzug, da alle 10 Jahre eine neue 
Polizeiverordnung erlassen werden müsse. Eine entsprechende Überarbeitung der Verordnung habe 
stattgefunden und Herr Meinel übergibt das Wort an Frau Persigehl. 
 
Frau Persigehl führt aus, dass die letzte Polizeiverordnung aus dem Jahr 2006 sei. Es haben sich eine Vielzahl an 
Gesetzlichkeiten in der Zwischenzeit geändert. Des Weiteren ist man gesetzlich verpflichtet alle 10 Jahre eine 
neue Polizeiverordnung zu erlassen, dies war bereits überfällig. Die „neue“ Polizeiverordnung wurde an die 
aktuellen Gesetzmäßigkeiten angepasste. 
Im Wesentlichen orientiere man sich an der Musterpolizeiverordnung des SSG aus dem Jahr 2021. In dieses 
Grundgerüst habe man bewährte Regelungen und Erfahrungswerte des Ordnungsamtes einfließen lassen. 
Enthalten seien redaktionelle Änderungen, wobei hauptsächlich Formulierungen zusammengefasst oder 
ergänzt worden seien. Einige Sachlagen seien bereits in Spezialgesetzte enthalten und daher in der Verordnung 
nicht regelungsbedürftig, z. B. der Umgang mit Autowracks. Die Anpassung der Polizeiverordnung erfolge 
außerdem an unsere örtlichen Gegebenheiten, erklärt Frau Persigehl. Als weiteres Beispiel führt Frau Persigehl 
die Freilaufflächen für Hunde an. Es gäbe laut Musterverordnung ausgewiesene Flächen. Die Stadt 
Markneukirchen habe jedoch keine solcher Fläche und somit könne dieser Wortlaut nicht in dieser Form 
verwendet werden, sagt Frau Persigehl. Dennoch sei man verpflichtet dies in die Verordnung aufzunehmen und 
man habe deshalb geregelt, dass außerhalb der bebauten Ortslage ein Freilaufen der Hunde möglich sei. Bei der 
Regelung zum Plakatieren sei das Besprühen und Bemalen durch Graffiti ergänzt worden. Die grundsätzlichen 
Regelungen aus der ehemaligen Polizeiverordnung bleiben im Wesentlichen bestehen, so die Hauptamtsleiterin. 
Es gebe kleinere Ergänzungen und Verweise.  
Der Entwurf der Polizeiverordnung sei von der Fachaufsicht des Landratsamtes Vogtlandkreis sowie von der 
Rechtsaufsicht vorab geprüft worden. Frau Persigehl erklärt, es seien gegebene Hinweise eingefügt worden. 
Es handele sich um einen genehmigungsfähigen Entwurf, so die Hauptamtsleiterin. 
 
Herr Gumprecht erkundigt sich, ob und wie häufig die Polizeiverordnung, in der Vergangenheit, zur Anwendung 
gekommen sei. Frau Persigehl berichtet, es werde keine Statistik hinsichtlich des Gebrauchs der 
Polizeiverordnung geführt. Gegenwärtig sei die Ordnungsverwaltung personell eng besetzt und es fehle der 
Vollzugsaußendienst. Da die ehemalige Polizeiverordnung nicht mehr rechtskräftig gewesen sei, könne man 
darauf keine Bescheide erstellen, erklärt Frau Persigehl. 



Herr Jacob möchte wissen, welche konkreten Details man in der Verordnung geändert habe. 
Frau Persigehl erläutert, im § 2 –Begriffsbestimmungen – seien Begriffe, wie Pflanzkübel und künstlerische 
Gestaltungselemente hinzugekommen. Außerdem seien Wortlaute geändert, z. B. „Gefahr durch Tiere“ in 
„Tierhaltung“ umbenannt worden. Im § 6 – Verunreinigung durch Tiere – sei ergänzt worden, dass dies nicht für 
Führhunde für Menschen mit Behinderung sowie Diensthunde und Dienstpferde des Polizeiverzugsdienstes 
gelte. 
Das Ordnungsamt habe den Wunsch geäußert, dass der § 7 – Tierfütterungsverbot – sich auf ein generelles 
Fütterungsverbot beziehe und nicht nur für Tauben gelte, wie in der Musterverordnung. Vereinzelt werden 
herrenlose Tiere angefüttert und anschließend in das Ordnungsamt der Stadtverwaltung gebracht. Die Stadt 
habe dann dafür Sorge zu tragen, dass die Tiere ordnungsgemäß versorgt werden, so Frau Persigehl. 
 
Der Bürgermeister ergänzt, es solle grundsätzlich alle 10 Jahre eine formelle Überarbeitung der 
Polizeiverordnung erfolgen. 
 
Herr Schlesinger erkundigt sich nach dem Bußgeldrahmen von EUR 5 bis EUR 5.000. Frau Persigehl erklärt, es 
erfolge in der Polizeiverordnung keine separate Ausweisung, welche Bußgeldhöhe für welche 
Ordnungswidrigkeit zutreffe. 
 
Frau Geuther erklärt, es gebe für Lärmbelästigungen Bußgeldbescheide im niedrigen zweistelligen Bereich. 
 
Abstimmung darüber, die Beschlussvorlage 73/2023 dem Stadtrat zur Beschlussfassung zu empfehlen: 

 Ja: 7 Nein: 0 Enth.: 0 

 
 
TOP 5 Beschlussvorlage 74/2023 
 Zuschlag zur Verkaufsausschreibung von Rohbauland am Wasserlohgäßchen in Markneukirchen 
 
Herr Meinel erklärt, die vorliegende Beschlussvorlage behandele die Verkaufsausschreibung von Rohbauland am 
Wasserlohgäßchen. Nach Aussage von Herrn Meinel seien drei Angebote fristgemäß eingegangen. In die 
Verkaufssauschreibung sei eine Bauverpflichtung von fünf Jahren aufgenommen worden. 
Herr Meinel verweist darauf, dass das Angebot von Familie Suplie nicht gewertet werden könne, da durch den 
Bieter die Verpflichtung zur Wohnbebauung innerhalb von fünf Jahren ausdrücklich abgelehnt worden sei. 
Ein weiteres Gebot betrage EUR 31.000 von Herrn Norman Tiedtke. Das 3. Gebot von Anne Noack und Robert 
Voigt, wohnhaft in Markneukirchen belaufe sich auf EUR 32.000. Herr Meinel führt aus, dass dieses Gebot 
vorgeschlagen werde und das Grundstück an Anne Noack und Robert Voigt zu veräußern. 
 
Herr Voigt, St. fragt nach einer eventuellen Strafe, falls die Bauverpflichtung nicht eingehalten werde. 
 
Herr Bürgermeister Meinel erläutert, dass sich die Kosten der Vertragsstrafe annähernd auf die Hälfte des 
Kaufpreises belaufen oder eine Verpflichtung zur Rückveräußerung an die Stadt Markneukirchen beinhalte. 
 
Abstimmung darüber, die Beschlussvorlage 74/2023 dem Stadtrat zur Beschlussfassung zu empfehlen: 

 Ja: 7 Nein: 0 Enth.: 0 

 
 
 
 
 



TOP 6 Beschlussvorlage 77/2023 
 Verkaufsausschreibung der Kirchsteig-Turnhalle in Markneukirchen 
 
entfällt, siehe TOP 1 
 
 
TOP 7 Informationen/Sonstiges 
 
Der Bürgermeister informiert, dass in Eubabrunn das Spielplatzfest gut besucht gewesen sei. Auch Besucher aus 
Luby seien angereist. Außerdem habe parallel zu diesem Fest die Tour de Erlbach stattgefunden. 
 
Am bevorstehenden Wochenende feiere der Wintersport Verein Erlbach e.V. sein 100-jähriges Bestehen, teilt 
Herr Meinel mit. In Wernitzgrün habe am vergangenen Wochenende die Kirmes stattgefunden. 
 
Außerdem informiert Herr Meinel darüber, dass am 26. September mit dem Ministerpräsidenten Michael 
Kretschmer die Ringerhalle wiedereröffnet werde. 
 
Der Bürgermeister verweist darauf, dass am kommenden Donnerstag, auf Einladung des Ortschaftsrates, in 
Wohlhausen die zweite Vorstellung der Freifläche PV Anlage erfolge.  
 
In Eubabrunn an der Straße am Wald sei die Oberfläche der Straße abgezogen und es sei eine Profilierung 
aufgebracht worden. Der Stadtbauhof habe Arbeiten im Bereich des Teiches in Landwüst durchgeführt. 
Demnächst werden auch wieder die Mäharbeiten des Stadtbauhofes erfolgen, teilt Herr Meinel mit. 
 
Herr Voigt, St. fragt, ob eine Kontrolle der Arbeiten an der Egerstr. und des Siedlerweges erfolgt sei. Die Straße 
weise Löcher nach der Oberflächenbehandlung auf. Außerdem seien die Arbeiten nicht sorgfältig ausgeführt 
worden. 
Herr Meinel erklärt, dass das Material der Oberflächenbehandlung aufgespritzt werde und keine Löcher auffülle. 
Er gibt den Hinweis an die Bauverwaltung, Herrn Silling, weiter. 
 
Herr Jorschick ergänzt, dass am letzten Tag an der Erlbacher Bergwanderwoche über 120 Teilnehmer 
teilgenommen haben. Die Veranstaltung habe sich positiv entwickelt. 
 
Herr Worbs meint, dass auch das Haus Schwarzbachtal eine vielversprechende Entwicklung aufweise. Die 
Auslastung des Hauses liege bei ca. 70 %, so Herr Worbs. 
 
Des Weiteren erkundigt sich Herr Worbs über die Gehwegsanierung am Lindenplatz in der Nähe der 
Bushaltestelle. Gegenwärtig laufe eine Baumaßnahme und Herr Worbs fragt nach dem Ende der 
Baumaßnahmen. 
Herr Meinel ist der Annahme, dass die Baumaßnahme bis zur Erlbacher Kirmes abgeschlossen sei. 
 
Herr Worbs spricht den Zustand des zugewachsenen Bachbettes des Schwarzbaches in der Ortslage Erlbach an. 
Die Besichtigung sei erfolgt und es werde eine externe Firma beauftragt, erklärt der Bürgermeister. 
 
Des Weiteren meint Herr Worbs, rage die Hecke auf der Forststraße in Richtung der Kegelbergvilla weit in die 
Forststraße hinein. Der Bürgermeister werde das Forstamt über diesen Sachverhalt informieren, da es sich um 
ein Grundstück des Sachsenforsts handele. 
 
Nach Aussage von Herrn Worbs, seien die Straßenlampen zwar geliefert, bisher aber noch nicht installiert 
worden. Derzeit fehlen noch die Lampenschirme, so der Bürgermeister. 
 



Das geplante und verschobene Treffen gemeinsam mit den Stadträten von Luby könne im Rahmen der 
Dankeschön-Veranstaltung des Grenzfestes und des Rockfestivals erfolgen, meint Herr Worbs. Herr 
Bürgermeister Meinel berichtet, dass Herr Vorm sich zur Terminabstimmung bei ihm melden wolle. Herr Meinel 
werde Herrn Vorm kontaktieren. 
 
Herr Voigt St. fragt nach dem Abbruchhaus an der Bennewitz und dem dort abgestellten PKW. 
An das Ordnungsamt des Landkreises sei die Information über den abgestellten PKW erfolgt, so Frau Persigehl. 
Herr Meinel erläutert, es sei ein Teilabbruch des freistehenden Gebäudes erfolgt, welcher aufgrund der 
Gebäudeklasse nur anzeigepflichtig gewesen sei. 
 
 
 
Ende öffentlicher Teil: 17.28 Uhr 
 
 
 
T. Meinel 
Bürgermeister     
    Protokoll ausgefertigt: S. Spoler 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


